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Rülke: Ungewissheit über die Zukunft des Landesamtes für
Verfassungsschutz ist unerträglich

In einer Aktuellen Debatte des Landtags hat der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich
Rülke, der grün-roten Landesregierung vorgeworfen, die Öffentlichkeit über die Zukunft des
Landesamtes für Verfassungsschutz im Ungewissen zu lassen. „Sie lavieren hin und her, während die
Grünen das Amt personell ausdünnen wollen, sieht der SPD-Innenminister kaum Raum für
Einsparungen. Dieses unzumutbare monatelange Taktieren hat System, wie die ähnliche Hängepartie bei
der Frage nach Einsparmöglichkeiten im Bereich der Justiz zeigt“, sagte Rülke.

Angesichts eigentlich voller Kassen werde von notwendigen Einsparungen gesprochen, weil die
Landesregierung das Pferd von hinten aufzäume. Statt zunächst die staatlichen Pflichtaufgaben zu
erfüllen und dann noch vorhandene Mittel für weitere Aktivitäten zu nutzen, werde das Geld in
prestigeträchtige Projekte des eigenen  Klientels gesteckt, beispielsweise in einen Nationalpark, den die
Menschen vor Ort nicht wollen oder in den millionenschweren Ausbau des Personalvertretungswesens,
sagte Rülke. Finanziert würden diese ideologischen Projekte mit neuen Schulden und Einsparungen bei
den staatlichen Kernaufgaben wie der Gewährleistung der inneren Sicherheit und der rechtsstaatlichen
Ordnung.

Rülke fragte: „Wie kann man angesichts des so wichtigen Kampfes gegen Rechtsextremismus und der
Zunahme linksextremistischer Gewalt beim Landesamt für Verfassungsschutz ernsthaft sparen wollen?
Ist der Einsatz von lediglich sechs Islamwissenschaftlern im Bereich Islamismus zu großzügig
bemessen? Soll in Zeiten der Snowden-Enthüllungen und der weltweiten Wirtschaftsspionage beim
Schutz unserer Bürger und Unternehmen vor Spionage gespart werden?“

Rülke abschließend : „Statt unsere wehrhafte Demokratie zu schwächen und die Mitarbeiter des
Landsamtes für Verfassungsschutz über die eigene Zukunft im Unklaren zu lassen, sollte Grün-Rot
endlich sein gebrochenes Verhältnis zu unseren Sicherheitsbehörden überwinden und sich zum
Landesamt und seiner wichtigen Rolle beim Schutz unserer Demokratie bekennen.“

 

 


